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1.    Anforderungen an die ordnungsgemässe Buchführung bei Geschäften mit Bargeldverkehr

 
Die auf Grund der ordnungsgemässen kaufmännischen Buchführung ermittelten Ergebnisse bilden die Grundlage der Festlegung des steuerbaren Reingewinns. Voraussetzung hierfür ist indessen, dass nach Massgabe von Art. 957 OR diejenigen Bücher geführt werden, die nach Art und Umfang des Geschäfts notwendig sind, um dessen Vermögenslage, die damit zusammenhängenden Schuld- und Forderungsverhältnisse und die Betriebsergebnisse der einzelnen Geschäftsjahre festzustellen. Die kaufmännische Buchführung hat sich zwar an die Grösse der Unternehmung und ihre Umsätze anzupassen. Jedenfalls bei Bargeld- bzw. bargeldintensivem Verkehr ist aber die fortlaufend zeitnahe Erfassung des Bargeldflusses unumgänglich, das heisst, dass zur Ordnungsmässigkeit der Buchführung ein Kassabuch gehört. Denn nur die unverzügliche chronologische Aufzeichnung aller Bareinnahmen und Ausgaben bietet Gewähr für die lückenlose Erfassung solcher Bewegungen. Dabei ist der Einbezug von sogenannten Vorjournalen oder Vorbüchern wie z. B. Registrierkassenstreifen statthaft. Die Lückenlosigkeit der Erfassung ist indessen Voraussetzung dafür, dass durch Vornahme eines Abschlusses mit Inventar sowie mit der Erstellung von Bilanz und Erfolgsrechnung die Vermögenslage der Unternehmung und ihr geschäftlicher Erfolg festgestellt werden können. Wird dieses Gebot missachtet, so lässt sich der Erfolg regelmässig im Nachhinein nicht mehr genau ermitteln. 



Wohl können Kassa(registrier)streifen die Aufgabe erleichtern; weil jedoch regelmässig nicht sichergestellt ist, dass sämtliche Bareinnahmen und -auslagen mit ihnen erfasst werden, kann auf die zeitnahe Führung des Kassabuches nicht verzichtet werden. Ohne Kassabuch ist die Buchhaltung bei Bargeldverkehr demnach nicht ordnungsgemäss; die Buchhaltung erweist sich dann gesamthaft als lücken- bzw. mangelhaft. Laut Art. 959 OR sind "Betriebsrechnung und Jahresbilanz" nach allgemein anerkannten kaufmännischen Grundsätzen vollständig, klar und übersichtlich aufzustellen, um den Beteiligten einen möglichst sicheren Einblick in die wirtschaftliche Lage der Unternehmung zu verschaffen. Das hierin zum Ausdruck kommende Prinzip der Bilanzwahrheit verlangt Übereinstimmung der in der Buchhaltung enthaltenen Aussagen mit der Wirklichkeit. Diese Bedingung ist nur erfüllt, wenn die erheblichen Geschäftsvorfälle in der Erfolgsrechnung und in der Bilanz vollständig und richtig wiedergegeben werden; allein dann ist dem Gebot der materiellen Richtigkeit bzw. Wahrheit entsprochen. Dazu gehört, dass Bareingänge dem Konto "Kassa" gutgeschrieben werden, wogegen Kreditumsätze über "Debitoren" zu verbuchen sind. Weil der buchhalterische Ausweis weder des Kassabestandes, der jederzeit mittels Kassasturzes überprüfbar sein muss, noch der Debitorenausstände stimmt, geht es nicht an, Vermögenszugänge infolge Kreditverkaufes als Kassaeingang zu verbuchen; wenn dies gleichwohl geschieht, so wird gegen das Wahrheitsgebot verstossen. Eine solche Buchhaltung ist nicht ordnungsgemäss. Denn Richtigkeit und Wahrheit der Bücher sind ernsthaft in Frage gestellt; zudem ist die lückenlose Nachprüfbarkeit nicht gewährleistet. Eine nur in Nebenpunkten unrichtige bzw. unvollständige Buchführung gilt noch als ordnungsgemäss; sie ist verbesserungsfähig und kann trotz ihrer Schwächen als Grundlage der Steuerveranlagung dienen. Eine nicht ordnungsgemässe, das heisst eine mit schwerwiegenden Fehlern behaftete Buchhaltung dagegen taugt nicht als Einschätzungsgrundlage. Sie belässt eine - nicht zu beseitigende - Ungewissheit über Höhe und Zusammensetzung von Ertrag und Aufwand bzw. Aktiven und Passiven. Ein den Umständen nach in seiner Höhe unaufklärbares Einkommen schafft einen Beweisnotstand, dessen Folge die Schätzung ist (RB 1983 Nr. 51 mit Hinweisen). 

 

2.    Zeitnahe Erfassung

Insbesondere gehört zur Ordnungsmässigkeit der Buchhaltung einer Gastwirtschaft, also eines bargeldintensiven Betriebs, die Führung eines Kassabuchs, bei dem der Einbezug von sogenannten Vorjournalen oder Vorbüchern wie beispielsweise Registrierkassastreifen angezeigt ist. Die fortlaufende und zeitnahe Erfassung des Bargeldflusses ist hier unabdingbar für die lückenlose Feststellung aller Bewegungen. Einzig diese Lückenlosigkeit gewährleistet, dass mit einem Abschluss samt Inventar sowie mit Bilanz und Erfolgsrechnung die Vermögenslage der Unternehmung und ihr geschäftlicher Erfolg sicher festgestellt werden können. Andernfalls lassen sich die entsprechenden Zahlen nachträglich in aller Regel nicht mehr genau ermitteln. Wie der Pflichtige angesichts dieser klaren Sach- und Rechtslage behaupten kann, seine Buchhaltung sei "als solche nach anerkannten Grundsätzen geführt worden" und somit beweiskräftig, ist unerfindlich, muss er doch gleichzeitig zugeben, ein täglich nachgeführtes Kassabuch habe gefehlt und Registrierkassastreifen seien nicht mehr vorhanden gewesen. Die dermassen mangelhafte Buchhaltung war als Einschätzungsgrundlage untauglich, und die nachträglich konstruierten Geschäftsabschlüsse waren keineswegs geeignet, die Richtigkeit der vom Pflichtigen im Rekursverfahren beantragten Einschätzungen darzutun (VGr 22.8.1985 in StE 1986 B 23.41 Nr. 1 mit Hinweis auf RB 1980 Nr. 64).  

 

3.    Nacherstelltes Kassabuch

Bei bargeldintensivem Geschäftsverkehr ist die chronologische und zeitnahe (tagfertige) Führung eines Kassabuches unerlässlich. Die erst nachträgliche Erstellung des Kassabuches und der Buchhaltung vermag diesen Anforderungen nicht zu genügen (VGr 19.8.1992 in ZStP 1993 S. 57).





 

4.    Kassastreifen (Notwendigkeit im Detailhandel)

In einem Restaurationsbetrieb, in welchem sämtliche Einnahmen über die Kasse abgewickelt werden, sind die Kassenstreifen einziger und damit auch wichtigster Beleg für die Richtigkeit der verbuchten Einnahmen (S BGE DBSt Nr. 633 = StE 1985 B 101.21 Nr. 3 = ASA 55 S. 563). 

 

5.    Kassastreifen ersetzen kein Kassabuch

Die kaufmännische Buchführung erfordert bei Bargeld- bzw. bargeldintensivem Geschäftsverkehr die fortlaufend zeitnahe Erfassung des Bargeldflusses. Dazu gehört ein Kassabuch, worin - gegebenenfalls in Verbindung mit Vorjournalen, wie etwa Registrierkassenstreifen, oder unter Einbezug weiterer Hilfsbücher - alle Bareinnahmen und -ausgaben zeitnah und chronologisch aufzuzeichnen sind. Erforderlich ist ferner eine periodische, bei bargeldintensivem Geschäftsverkehr tägliche Saldierung, welche eine Überprüfung des buchmässigen mit dem tatsächlichen Kassabestand (durch Kassensturz) erlaubt. Eine Kassabuchführung, welche diesen Anforderungen nicht entspricht, bewirkt die Vermutung der Unrichtigkeit der gesamten Buchhaltung, indem sie eine nicht zu beseitigende Ungewissheit über Höhe von Ertrag und Aufwand sowie von Aktiven und Passiven schafft.  Der Pflichtige führt über seine Bareinnahmen mittels einer Registrierkasse unstreitig chronologisch und zeitnah Buch. Die Tagesumsätze gemäss Registrierkasse werden in ein "Umsatzbuch", die Monatsumsätze (von diesem) in das Hauptbuch übertragen. Der Pflichtige führt indessen kein Kassabuch, in welchem der tägliche Bargeldbestand durch Saldierung der Bareinnahmen und -ausgaben festgehalten wird. Die Führung eines Kassabuchs ist bei einem bargeldintensiven Geschäftsverkehr, wie er mit dem Gastwirtschaftsbetrieb des Pflichtigen verbunden ist, unerlässlich. Wird die tägliche Saldierung des Bargeld-flusses unterlassen, so wird nicht nur der jederzeitige Ausweis der Vermögenslage des Geschäfts verunmöglicht, sondern auch die Überprüfbarkeit der Aufzeichnungen über den Bargeldverkehr und damit der Buchhaltung als Ganzes. Darin liegt ein grober Verstoss gegen das Gebot der formellen Ordnungsmässigkeit der Buchführung, welche den buchmässig ausgewiesenen Gewinn als materiell unrichtig vermuten lässt. Diese natürliche Vermutung besteht unbekümmert darum, ob konkrete materielle Mängel nachgewiesen sind oder nicht. Sie lässt sich bei bargeldintensivem Geschäftsverkehr nicht beseitigen, da der erforderliche periodische Ausweis des Kassabestands zeitnah zu erfolgen hat, um mittels Kassensturz überprüfbar zu sein. Die materielle Richtigkeit der Bareinnahmen lässt sich nicht durch eine Einvernahme der Kellner nachweisen, und es besteht entgegen der Auffassung des Pflichtigen trotz des Umstands, dass deren (Arbeits-)Lohn nach dem Umsatz berechnet wird, erfahrungsgemäss keine Gewähr, dass dieser auch - und zwar mit der Registrierkasse - vollständig und richtig aufgezeichnet wird (VGr 5.7.1988 in StE 1989 B 93.5 Nr. 12).  
 

6.    Tägliche Abbuchung des Kassasaldos über Privat-/Kapitalkonto

Ein Kassabuch in Form von "Kassa-Rapporten" mit täglicher Abbuchung des Überschusses (oder Mankos) - mit Verbleib eines Kassastocks - über das Konto des Gesellschafters widerspricht kaufmännischen Grundsätzen (vgl. StRK I 9.12.1999 [1 ST.1999.101]).

 

7.    Aufwandseitige Bargeldintensität

Ein Reinigungsbetrieb ist normalerweise nicht als bargeldintensives Geschäft einzustufen. Hier ergibt sich jedoch aus den als Kassabuch bezeichneten Konten, dass bei der Pflichtigen in diesem Zusammenhang häufige Geschäftsvorfälle zu verzeichnen waren und insbesondere die Löhne in bar ausbezahlt worden sind. Zudem sind verschiedene Rechnungen bar beglichen worden. Weiter wies das Konto Kasse zum Teil äusserst hohe Eröffnungssaldi auf. Unter solchen Umständen ist der Betrieb der Pflichtigen als bargeldintensiv zu bezeichnen, welcher erhöhten Anforderungen an die Kassabuchführung unterliegt (StRK I 25.8.1994 [I 98/1993]). 


 

8.    Anforderungen an die Kassabuchführung bei bargeldintensiven Betrieben

Die Anforderungen an Kassabücher hängen nicht von der kaufmännischen Buchführungspflicht, sondern letztlich einzig von der Art und Grösse, namentlich aber der Bargeldintensivität eines Betriebs ab (Leitsatz zu RB 1994 Nr. 44; auch zum Folgenden). Wird das Gebot der lückenlosen Erfassung des Bargeldverkehrs missachtet, so lässt sich der Erfolg des Unternehmens regelmässig im nachhinein nicht mehr genau ermitteln. Wohl vermögen Vorbücher oder Vorjournale die Aufgabe zu erleichtern; weil sie jedoch als solche nicht sämtliche Bareinnahmen und -auslagen erfassen, kann auf die zeitnahe Führung des Kassenbuchs nicht verzichtet werden. 

Bei bargeldintensivem Geschäftsverkehr ist ferner eine tägliche Saldierung erforderlich, welche im Sinn einer Selbstkontrolle den Vergleich des buchmässigen mit dem tatsächlichen Kassenbestand (durch Kassensturz) erlaubt. Als bargeldintensiv gelten beispielsweise etwa Restaurants (VGr 6.12.1988, SB 88/0043; VGr 4.11.1992, SB 92/0011; VGr 19.8.1992, SB 92/0024) oder Unternehmen der Spiel- und Musikautomatenbranche (VGr 6.9.1988, SB 38/1987). Der erforderliche Saldierungsrhythmus hängt jedoch vom Kontrollbedürfnis ab, welches seinerseits von der Häufigkeit der mit Bargeldflüssen verbundenen Geschäftsvorfälle abhängt. Diese Anforderungen decken sich - den Eigenheiten des Bargeldverkehrs schlechthin entsprechend - letztlich mit denjenigen, welche das mit Sinn und Zweck von § 72 Abs. 1 aStG und § 85 Abs. 1 aStG durchwegs übereinstimmende Merkblatt für die Kassabuchführung von Aufzeichnungspflichtigen aufstellt. Dort heisst es:  "Bei Betrieben mit Bargeldverkehr sind die Bareinnahmen und -ausgaben in einem Kassabuch (...) fortlaufend, lückenlos, wahrheitsgetreu und täglich festzuhalten. Dabei ist der Einbezug von sogenannten Vorjournalen oder Vorbüchern, wie z. B. Registrierkassenstreifen, statthaft. Die Aufzeichnungen in solchen Hilfsbüchern sind jedoch zeitnah ins Kassabuch zu übertragen. Das Kassabuch ist regelmässig - je nach der Intensität des Bargeldverkehrs - täglich, wöchentlich oder monatlich zu saldieren und mit dem tatsächlichen Bargeldbestand zu vergleichen. Allfällige Differenzen sind sofort zu buchen." Diese Richtlinien beziehen sich laut Merkblatt zwar nur auf die Kassenbuchführung Aufzeichnungspflichtiger. Jedoch sind Kassabücher buchführungspflichtiger oder freiwillig buchführender Steuerpflichtiger, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, nach allem bisher Gesagten zwangsläufig auch nicht ordnungsgemäss im Sinn von Art. 957 OR. Die - zutreffende - Feststellung der Rekurskommission, das Merkblatt laufe auf eine Verwischung der von § 85 Abs. 1 aStG getroffenen Unterscheidung zwischen buchführungspflichtigen und anderen Selbständigerwerbenden hinaus, betrifft deshalb ein Scheinproblem. Nicht von ungefähr hat denn die Rekurskommission auch nicht darzulegen gewusst, worin ordnungsgemässe Kassenbücher Buchführungspflichtiger sich von "gewöhnlichen Einnahmeaufschrieben", die (ebenfalls) "übersichtlich, chronologisch, detailliert und vollständig" sein müssten, unterscheiden sollten.  


Die Anforderungen an Kassenbücher überhaupt hängen mit anderen Worten generell nicht von der kaufmännischen Buchführung(-spflicht), sondern letztlich einzig von der - im angefochtenen Entscheid mit keinem Wort gewürdigten - Art und Grösse des in Frage stehenden Betriebs ab, namentlich aber von dessen Bargeldintensität. Eine Kassenbuchführung, welche den im Einzelfall geltenden Anforderungen nicht entspricht, bewirkt die Vermutung der Unrichtigkeit der (Haupt-)Buchhaltung. Denn dies bedeutet einen groben Verstoss gegen das Gebot, die notwendigen Bücher formell korrekt zu führen, weicher vermuten lässt, der darin ausgewiesene Gewinn sei in Wirklichkeit unrichtig. Diese Vermutung besteht unabhängig davon, ob konkrete materielle Mängel nachgewiesen sind oder nicht.

 









9.     Anforderungen an die Kassabuchführung nicht buchführungspflichtiger Selbständigerwerbender

Die Steuerbehörden haben gemäss § 71 aStG zusammen mit dem Steuerpflichtigen die für eine vollständige und gerechte Besteuerung massgebenden tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse festzustellen. Zu diesem Zweck auferlegt das Gesetz dem Steuerpflichtigen bestimmte Verfahrenspflichten. Ist dieser als Selbständigerwerbender nicht zur Führung von Geschäftsbüchern im Sinn von Art. 957 OR verpflichtet, so hat er laut § 85 Abs. 1 aStG (in der hier massgeblichen Fassung vom 23.9.1990) der Steuererklärung Aufstellungen über Aktiven und Passiven, Einnahmen und Ausgaben sowie Privatentnahmen und Privateinlagen beizulegen. Ferner ist er nach § 72 Abs. 1 aStG gehalten, den Steuerbehörden schriftlich oder mündlich wahrheitsgetreu Auskunft zu geben und die für die richtige Einschätzung notwendigen Aufstellungen beizubringen. Das Steuergesetz schweigt sich darüber aus, welche Form und welchen Inhalt diese Aufstellungen im einzelnen aufzuweisen haben. Deshalb ist die Frage nach deren Beschaffenheit aufgrund ihres Zwecks und unter Beachtung des Verhältnismässigkeitsgebots zu beantworten. Dabei gilt der Grundsatz, dass von einem Selbständigerwerbenden jedenfalls verlangt werden darf, dass er sich durch Aufzeichnungen von Geschäftsvorfällen denjenigen finanziellen Überblick verschaffe, der ihm die richtige Erfüllung seiner Steuerpflicht erlaubt. Das bedeutet aber auch, dass die Aufzeichnungen in einer Form zu erfolgen haben, welche eine zuverlässige Erfassung der Geschäftsvorfä1le und deren Kontrolle durch die Steuer-behörden ermöglichen (Zweifel, Die Sachverhaltsermittlung im Steuerveranlagungs-verfahren, 1989, S. 91 ff.). Das Merkblatt des kantonalen Steueramtes vom 1.10.1990 "betreffend Aufzeichnungspflicht, welcher Steuerpflichtige mit selbständiger Erwerbstätigkeit unterstehen" (ZStB Nr. 26/25 ; abgekürzt: Merkblatt) schreibt in Abschnitt III.2.c) vor: "Bei Betrieben mit Bargeldverkehr sind die Bareinnahmen und -ausgaben in einem Kassabuch (...) fortlaufend, lückenlos, wahrheitsgetreu und täglich festzuhalten. Dabei ist der Einbezug von sogenannten Vorjournalen oder Vorbüchern, wie z. B. Registrierkassenstreifen, statthaft. Die Aufzeichnungen in solchen Hilfsbüchern sind jedoch zeitnah ins Kassabuch zu übertragen. Das Kassabuch ist regelmässig - je nach der Intensität des Bargeldverkehrs - täglich, wöchentlich oder monatlich zu saldieren und mit dem tatsächlichen Bargeldbestand zu vergleichen. Allfällige Differenzen sind sofort zu buchen."  Dieses Merkblatt ist als verwaltungsbehördliche Meinungsäusserung zwar für die Steuerjustizbehörden nicht verbindlich, doch fragt es sich, ob es nicht gleichwohl jene Anforderungen zutreffend wiedergebe, welche das (alte) Steuergesetz im Licht der §§ 85 Abs. 1 und 72 Abs. 1 an die Beschaffenheit von Aufzeichnungen des Bargeldverkehrs stellt: Dass Bareinnahmen und -ausgaben wahrheitsgetreu und lückenlos festzuhalten seien, ist angesichts der grundlegenden Pflicht, wahrheitsgemäss und vollständig zu deklarieren und Auskunft zu geben (vgl. § 72 Abs. 1 aStG), selbstverständlich. Dem Grundsatz, wonach die Geschäftsvorfälle zuverlässig zu erfassen seien, um dem Steuerpflichtigen die richtige Erfüllung seiner Steuerpflicht und der Steuerbehörde die Kontrolle zu ermöglichen, kann mit Blick auf die Aufzeichnung des Bargeldverkehrs nur dadurch nachgelebt werden, dass die einzelnen Geschäftsvorfälle (Einnahmen, Ausgaben, Privateinlagen und -entnahmen) zeitnah, d. h. zeitlich unmittelbar nach ihrer Verwirklichung, und damit aktuell aufgeschrieben werden. Das Merkblatt fordert daher zu Recht, dass der Bargeldverkehr fortlaufend (chronologisch) und täglich festzuhalten sei. Zuverlässigkeit und Kontrollierbarkeit der Aufzeichnungen können jedoch einzig dann gewährleistet werden, wenn periodische Saldierungen des Barverkehrs stattfinden, welche eine Überprüfung des aufgezeichneten Kassabestands aufgrund des tatsächlichen Bestands (durch Kassensturz) erlauben. Der Saldierungsrhythmus hängt dabei vom Kontrollbedürfnis ab, welches mit zunehmender Häufigkeit der bargeldverbundenen Geschäftsvorfälle steigt. Diesen Anforderungen entspricht die vom Merkblatt aufgestellte Richtlinie, es sei regelmässig - je nach der Intensität des Bargeldverkehrs - täglich, wöchentlich oder monatlich zu saldieren und es sei dieser Saldo mit dem tatsächlichen Bargeldbestand zu vergleichen.



Selbst bei sorgfältiger Aufzeichnung können einzelne Fehler in der Erfassung des Barverkehrs nicht ausgeschlossen werden. Werden Fehler entdeckt, so sind sie unverzüglich durch entsprechenden Eintrag zu berichtigen, um die Zuverlässigkeit und Kontrollierbarkeit der Aufzeichnungen nicht nachhaltig zu gefährden. Das Merkblatt hält deshalb zutreffend fest, allfällig beim Kassensturz festgestellte Differenzen im Kassenbestand seien sofort zu buchen. Diese Regel gilt auch für andere Mängel in der Aufzeichnung. Das Merkblatt lässt richtigerweise auch die Erfassung des Bargeldverkehrs mittels Registrierkassen zu, ohne welche technischen Hilfsmittel die Aufzeichnung von Bareinnahmen bei intensivem Geschäftsverkehr zumeist unmöglich wäre. Es würdigt die hierbei erzeugten Kassenstreifen als "Hilfsbücher", deren Ergebnis (wie jene anderer Vorjournale oder Vorbücher) zeitnah in das "Kassabuch" zu übertragen seien. Das ist nicht zu beanstanden, versteht es doch unter diesem Buch offenkundig denjenigen Teil der Aufzeichnungen, der die Gesamterfassung des Bargeldverkehrs im Sinn der dargelegten Grundsätze vervollständigt. Es muss sich hierbei nicht um ein Buch im wörtlichen Sinn handeln. Die Rekurskommission IV hat zutreffend erkannt, die als gesetzeskonform zu würdigende Regelung des Merkblatts über die Aufzeichnung des Bargeldverkehrs laufe darauf hinaus, dass auch nach Obligationenrecht nicht zur Buchführung verpflichtete Selbständigerwerbende ein Kassabuch wie Buchführungspflichtige zu führen hätten. Die Kommission stösst sich zu Unrecht daran. Dass Aufzeichnungen des Bargeldverkehrs dem nichtbuchführungspflichtigen Selbständigerwerbenden die richtige Erfüllung seiner Steuerpflicht und der Steuerbehörde die Kontrolle nur dann ermöglichen, wenn sie denselben Anforderungen gerecht werden wie das von Buchführungspflichtigen zu führende Kassabuch, folgt sachbedingt aus der Natur des mit Bargeld verbundenen Geschäftsverkehrs. Die Rekurskommission IV weiss denn auch selber nicht zu sagen, worin sie substanzielle Unterschiede zwischen den Bargeldaufzeichnungen von Buchführungspflichtigen und solchen von Nichtbuchführungspflichtigen zu erblicken vermag, zumal auch die von solchen Selbständigerwerbenden zu erstellenden (gewöhnliche(n)) Einnahmenaufschriebe ... übersichtlich, chronologisch, detailliert und vollständig" sein müssten. Die Rekurskommission scheint offenbar auf das Erfordernis periodischer Saldierung und Kontrolle des Bargeldbestands durch Kassensturz verzichten zu wollen. Wie sie allerdings folgern kann, auch auf diese Weise (sei) "die Überprüfbarkeit der deklarierten Einkünfte sichergestellt und besteh(e) Gewähr für vollständige Deklaration", bleibt unerfindlich (RB 1995 Nr. 43 = StE 1995 B 92.3 Nr. 7 = ZStP 1995 S. 169 = StR 50 S. 608).

 

10.  Anforderungen an die Kassabuchführung bei nicht bargeldintensiven Betrieben

Auch wenn kein intensiver Barverkehr im üblichen Sinne vorliegt, liegt eine Verfahrenspflichtverletzung vor, wenn das Kassenbuch nicht einmal monatliche Saldierungen aufweist und der Anfangssaldo zu Beginn des Jahres fehlt (Leitsatz zu VGr 20.12.2000 [SB.2000.00014]; auch zum Folgenden). Der Pflichtige handelt mit Porzellanfiguren. Hiezu macht er zwei monatliche Einkaufsreisen nach London und New York. Gemäss den Ausführungen des Pflichtigen weiss er zum voraus, welche Ware er an wen verkaufen kann. Die eingekaufte Ware wird damit sofort verkauft, ohne dass der Pflichtige ein Warenlager führen muss. Von einem intensiven Barverkehr im üblichen Sinne kann bei diesen Verhältnissen nicht die Rede sein. Gleichwohl hat die Rekurskommission zu Recht als Verfahrenspflichtverletzung bemängelt, dass im Kassenbuch jeweils nicht einmal monatlich eine Saldierung vorgenommen wurde und dass der Anfangssaldo zu Beginn sämtlicher Jahre fehlt. Zudem fehlen die Tagesvermerke im Kassabuch und die Bareinzahlungen auf Bank- oder Postkonto bzw. Barentnahmen sind nicht verbucht. Angaben betreffend die Herkunft bzw. der Grund der Zahlungen sind teilweise lückenhaft und unklar. Bei den Einnahmen ist nicht ersichtlich, wer der Käufer ist. Der Gang eines Gutes vom Einkauf zum Verkauf lasse sich nicht verfolgen. Unter diesen Umständen muss angenommen werden, dass die Geschäftseinnahmen nicht vollständig erfasst wurden und eine Überprüfung des Bargeldbestandes durch Kassasturz nie erfolgt ist.



 

11.  Elektronisch bzw. EDV-geführtes Kassabuch

So enthalten die Ausdrucke der mittels elektronischer Datenverarbeitung geführten Bücher zwar den täglichen Saldo der Ein- und Ausgaben, nicht aber den täglichen Kassa(soll)bestand, dessen Angabe für die periodisch vorzunehmende Überprüfung der buchmässigen mit den tatsächlichen Kassabeständen - für den sog. Kassensturz - unerlässlich ist. Dass die Pflichtigen den Kassabestand täglich am Bildschirm abrufen können und es angeblich auch tun, genügt nicht, ebensowenig, dass der Bestand rekonstruierbar sei. Denn die fortlaufende ordnungsgemässe Abwicklung des Bargeldverkehrs muss aus den Kassabuchausdrucken selber ersichtlich und überprüfbar sein, weil nur auf diese Weise die Vermutung begründet wird, dass der tägliche Kassensturz auch wirklich durchgeführt worden ist. Wenn die Pflichtigen ausführen, das Kassabuch sei jeweils erst am Ende des Monats ausgedruckt und "abgeschlossen" worden, so lässt das die Feststellung der Vorinstanz nicht als willkürlich erscheinen, in Wahrheit habe der tägliche Vergleich des buchmässigen mit dem tatsächlichen Kassabestand gar nicht stattgefunden (VGr 11.3.1998 [SB.97.00035]). 


Der Pflichtige hat die streitbetroffenen Kassabücher nicht handschriftlich, sondern mit Hilfe eines Informatiksystems geführt. Die Führung der Buchhaltung mittels Informatik ist an sich zulässig. Indessen ist in solchen Fällen dem Umstand Rechnung zu tragen, dass die Nachprüfbarkeit der ordnungsgemässen, insbesondere der zeitnahen und chronologischen Kassabuchführung erschwert ist, ermöglichen doch magnetische oder andere Datenträger spurlose Überschreibungen. Eine ordnungsgemässe Buchführung setzt voraus, dass die geeigneten organisatorische Massnahmen (Weisungen) zu treffen sind, welche den Anwendungsbereich nachträglicher Korrekturen genau regeln und bei der Buchführung im engeren Sinn ausschliessen (Schweizer Handbuch für Wirtschaftsprüfung, 1998, Ziff. 2.3235). Der (steueramtliche) Revisor hat demnach zu Recht von den Pflichtigen einen Nachweis über die tagfertige Führung der elektronischen Kassabücher verlangt. Der Pflichtige hat nicht dargetan, in welcher Weise seine Kassabücher gegen nachträgliche Änderungen geschützt worden sind bzw. tatsächlich tagfertig nachgeführt wurden. Ohne diesen Nachweis können die Kassabücher aber nicht als ordnungsgemäss beurteilt werden (StRK I 25.6.2001 [1 ST.1999.386]). 


Die Geschäftsbücher sind so anzulegen, dass sie ohne Weiterungen Beweis für die darin verurkundeten Tatsachen erbringen (vgl. RB ORK 1939 Nr. 50). Bis zum heutigen Tage sind keine EDV-Programme auf dem Markt, die die geschilderten Voraussetzungen zur Anerkennung eines elektronischen Kassabuches als taugliche Grundlage einer Veranlagung erfüllen. Namentlich durch die jederzeit - insbesondere auch nachträglich - möglichen Korrekturen, die ihrerseits nicht als solche aufgezeichnet, d. h. verurkundet werden, kann einem EDV-Kassabuch kein Beweiswert zukommen. Dabei ist (wie bereits festgestellt) zu beachten, dass magnetischen Datenträgern die Eigenschaft innewohnt, spurlose Überschreibungen zu ermöglichen (vgl. Schweizer Handbuch der Wirtschaftsprüfung, 1998, Pt. 2.3235).


Ob und wann dies einst der Fall sein wird, kann aus heutiger Sicht nicht beurteilt werden.
 

12.  Zusammenfassung/Schlussfolgerungen

Ein als Einschätzungsgrundlage taugliches Kassabuch ist - unabhängig von einer allfälligen Pflicht zur oder freiwilligen kaufmännischen Buchführung - nach den im "Merkblatt zu Hilfsblatt A; Einkommen und Aufzeichnungspflicht Selbständigerwerbender" vom 18.10.1999 (Abs. C.II.2. und 3.a) festgehaltenen Grundsätzen zu führen:


"Die Aufzeichnungen über die Einnahmen und Ausgaben müssen fortlaufend, lückenlos und wahrheitsgetreu entweder mit Tinte, Kugelschreiber oder Schreibmaschine o. ä. vorgenommen werden. Bei allen Einnahmen und Ausgaben sind ausser den entsprechenden Daten in der Regel auch die Namen und Wohnorte der Leistenden und der Empfänger anzugeben. Ausnahmen ergeben sich insbesondere, wenn die Namen und Wohnorte naturgemäss nicht bekannt sind (z. B. Detailhandel). Bei den Ausgaben ist immer auch zu vermerken, was bezahlt worden ist (z. B. Miete, Löhne, Art der angeschafften Objekte usw.).






Bei Betrieben mit Bargeldverkehr sind die Bareinnahmen und -ausgaben in einem Kassabuch, wie unter Abschnitt II Ziff. 2 vorstehend festgestellt, fortlaufend, lückenlos, wahrheitsgetreu und täglich festzuhalten. Dabei ist der Einbezug von sogenannten Vorjournalen oder Vorbüchern, wie z. B. Registrierkassenstreifen, statthaft. Die Aufzeichnungen in solchen Hilfsbüchern sind jedoch zeitnah ins Kassabuch zu übertragen. Das Kassabuch ist regelmässig - je nach der Intensität des Bargeldverkehrs - täglich, wöchentlich oder monatlich zu saldieren und mit dem tatsächlichen Bargeldbestand zu vergleichen. Allfällige Differenzen sind sofort zu buchen."  


So ein wesentlicher Anteil des Geschäftsverkehrs (und zwar aufwand- und/oder ertragsseitig) in bar abgewickelt wird, ist das Kassabuch täglich zu saldieren. Bei geringem Anteil genügt eine wöchentliche, bei gelegentlichem Barverkehr eine monatliche Saldierung. Anzumerken ist, dass sich - bspw. in einem diversifizierten Betrieb - bei relativ geringem, absolut jedoch bedeutsamen Bargeldverkehr ebenfalls ein täglicher Saldierungsrhythmus aufdrängt.


Ein elektronisch bzw. EDV-geführtes Kassabuch wird steuerlich (nur) anerkannt, so die regelmässigen Saldierungen - verbunden mit einem Kassasturz - nachweislich vorgenommen wurden und sich die einzelnen Einträge, d. h. Datierung, Text, Betrag der Einnahme(n), Ausgabe(n) und Saldo nach deren Eingabe als (edv-mässig) nicht überschreibbar, unauslöschlich und nicht unterdrückbar erweisen.
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